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Kapitel 1 

Einleitung 

Dem Unionsrecht „können wegen (…) seiner Eigenständigkeit keine wie immer 
gearteten innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgehen“.1 Diese Aussage des 
Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH)2 hat die Entwicklung des Euro-
parechts maßgeblich geprägt. Doch woher stammt dieser Vorrang und wie ste-
hen die mitgliedstaatlichen Gerichte hierzu? 

In den Verträgen3 selbst ist er nie kodifiziert worden.4 Den Grundstein für 
die Vorrangrechtsprechung legte der EuGH bereits 1963 in seiner Entschei-
dung van Gend en Loos5 zur unmittelbaren Anwendbarkeit mit der Aussage, 
das Unionsrecht könne dem Einzelnen Rechte verleihen.6 In der Rechtssache 
(Rs.) Costa/E.N.E.L.7 betonte er 1964 sodann ausdrücklich den Vorrang pri-
mären Unionsrechts vor einfachgesetzlichem nationalen Recht und nahm be-
reits 1970 den Vorrang auch sekundären Unionsrechts vor nationalem Verfas-
sungsrecht an.8 

Allerdings beruht die EU als Rechtsgemeinschaft auf Freiwilligkeit; die eu-
ropäischen Organe können Verpflichtungen der Mitgliedstaaten nicht mit 

                                                 
1 EuGH, Rs. 6-64 vom 15.7.1964, Costa/E.N.E.L., Slg. 1964, S. 1270. 
2 Gemäß Art. 19 I 1 EUV umfasst der Gerichtshof der Europäischen Union sowohl den 

Gerichtshof als auch das Gericht (sowie die Fachgerichte). Zwischen diesen beiden soll auch 
im Folgenden nicht unterschieden werden; zum Zeitpunkt des Urteils handelte es sich frei-
lich noch um den Gerichtshof der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

3 Vertrag über die Europäische Union, Konsolidierte Fassung vom 9.5.2008, ABl.EU C 
115/13 (EUV), sowie Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Konsolidierte 
Fassung vom 9.5.2008, ABl.EU C 115/47 (AEUV), bzw. deren Vorgänger EUV und 
E(W)GV; s. zu den Verträgen im Einzelnen Schweitzer, Staatsrecht III, S. 7, Rdnr. 16 ff. 

4 Im Verfassungsvertrag fand sich eine primärrechtliche Normierung, dieser trat jedoch 
nie in Kraft. Mittlerweile schreibt die Erklärung Nr. 17 zum Vertrag von Lissabon den Vor-
rang fest. Auch der Vertrag von Amsterdam enthielt eine Formulierung im Protokoll über 
die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit, welche teil-
weise als Bestätigung des Vorrangs interpretiert wurde,  s. insoweit Mayer, Kompetenz-
überschreitung und Letztentscheidung, S. 73  aber keine ausdrückliche Normierung. 

5 EuGH, Rs. 26-62 vom 5.2.1963, van Gend en Loos, Slg. 1963, S. 25. 
6 Dies berührt bereits die Vorrangfrage, ausdrücklich angesprochen wurde sie hingegen 

noch nicht; vertiefend hierzu Haltern, Europarecht, S. 437, Rdnr. 913 ff. 
7 EuGH, Rs. 6-64 vom 15.7.1964, Costa/E.N.E.L., Slg. 1964, S. 1269. 
8 EuGH, Rs. 11/70 vom 17.12.1970, Internationale Handelsgesellschaft, Slg. 1970, 

Rdnr. 3. 
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Zwangsmitteln durchsetzen.9 Zwar sind sowohl Kommission als auch Mit-
gliedstaaten berechtigt, ein Vertragsverletzungsverfahren vor dem EuGH ein-
zuleiten,10 doch führt dieses lediglich zu einer nicht vollstreckbaren Verpflich-
tung, die entsprechende Handlung vorzunehmen. Der EuGH kann einen Pau-
schalbetrag oder ein Zwangsgeld verhängen, ein eigenes europäisches Voll-
streckungsrecht existiert hingegen nicht. Vielmehr ist zur Umsetzung des Uni-
onsrechts die Mitwirkung der mitgliedstaatlichen Gerichte erforderlich;11 sie 
müssen es verwirklichen.12 Die Effektivität europäischer Prinzipien hängt ins-
gesamt entscheidend davon ab, wieweit die nationalen Rechtsprechungsorgane 
ihnen zur Wirksamkeit verhelfen, die sie im konkreten Fall anzuwenden ha-
ben.13 Auch für die Frage des Anwendungsvorrangs kommt es mithin auf die 
Haltung der nationalen (Höchst-)Gerichte an. Zum einen stellt sich die Frage, 
inwieweit sie positiv die Einhaltung des Unionsrechts gewährleisten. Zum an-
deren ist zu untersuchen, inwieweit die nationalen Verfassungen der Integra-
tion Grenzen setzen und die Gerichte einer effektiven Durchsetzung eines um-
fassenden Anwendungsvorrangs entgegenstehen. Wird die nationale Rechts-
ordnung ,überlagertʻ durch europäische Normen, ist dieser Bereich der Zustän-
digkeit der nationalen Gerichte entzogen. Je mehr europäische Regelungen 
dem nationalen Recht aufgrund des Anwendungsvorrangs vorgehen, desto 
mehr Gebiete entfallen der Zuständigkeit der nationalen Gerichte. Gerade im 
Bereich der Grundrechte kann dies zu Konflikten führen. Im Grundsatz werden 
europäische Maßnahmen durch den EuGH (anhand der europäischen Grund-
rechte) überprüft, während die nationalen Gerichte die Einhaltung der nationa-
len Grundrechte gewährleisten. Wenn aber die nationalen Verfassungen nicht 
Maßstab des Unionsrechts sind, dann verlieren auch die ihre Einhaltung kon-
trollierenden Gerichte an Bedeutung. Gerade die Verfassungsgerichte stehen 
zudem vor der Herausforderung, die nationale Souveränität mit den Bedürfnis-
sen einer internationalen Kooperation in Einklang zu bringen.14 Inwieweit sie 
in dieser Rolle integrationsfördernd oder -hemmend agieren, wird eine zentrale 
Frage dieser Arbeit darstellen. 

                                                 
9 Stellungnahme des Deutschen Bundestages zum Vertrag von Lissabon, Urteil vom 

30.6.2009 - 2 BvE 2/08 u.a. - BVerfGE 123, 267 (Lissabon), Rdnr. 143. 
10 Art. 258–260 AEUV. 
11 Pernice, Verhältnis europäischer zu nationalen Gerichten, WHI Paper 5/07, S. 25; von 

Bogdandy (zugleich Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, S. 54; Alter, Establishing the 
Supremacy of European Law, S. 60; Hirsch, Kompetenzverteilung zwischen EuGH und na-
tionaler Gerichtsbarkeit, NVwZ 1998, S. 2463. Insgesamt erfolgt der Vollzug des Unions-
rechts (ganz überwiegend) durch nationale Behörden; dazu Bieber/Epiney/Haag, Die Euro-
päische Union, S. 225 ff. 

12 Lutz, Kompetenzkonflikte und Aufgabenverteilung zwischen nationalen und internati-
onalen Gerichten, S. 80. 

13 Rodríguez Iglesias, Tribunales Constitucionales y derecho comunitario, S. 1177. 
14 Fromont, Souveränität und Europa, DÖV 2011, S. 458. 
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Die Beziehungen (und Differenzen) zwischen dem Bundesverfassungs-ge-
richt (BVerfG) und dem EuGH sind bereits ausführlich diskutiert worden.15 
Aus diesem Grunde liegt ein Schwerpunkt dieser Arbeit auf dem Vergleich zu 
anderen mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen. Neben Deutschland wird die 
Entwicklung in Frankreich als einem weiteren Gründerstaat untersucht, dessen 
Rechtsordnung nicht selten als Vorbild für die europäische Ebene diente.16 Ab-
gesehen von dieser Vorbildfunktion herrscht in Frankreich ein stark im natio-
nalen Kontext verwurzeltes Verfassungsverständnis,17 was als besondere Her-
ausforderung für die europäische Integration eine Analyse lohnenswert er-
scheinen lässt. Mit Spanien wird zudem ein Mitgliedstaat Teil der Untersu-
chung, welcher erst 1986 – zu einem Zeitpunkt, zu welchem in Deutschland 
gerade der Solange II-Beschluss18 erging und eine grobe Richtung der Entwick-
lung des Anwendungsvorrangs bereits erkennbar war – Mitglied wurde. Hier 
soll exemplarisch untersucht werden, inwieweit (spätere) Beitrittsländer mög-
licherweise integrationsbereiter sind als die Gründerstaaten, welche originär 
Kompetenzen auf die EU übertragen haben. In der deutschen Literatur findet 
sich hierzu die These, diejenigen Verfassungsgerichte, welche den Umfang des 
Vorrangs im jahrzehntelangen Dialog mit dem EuGH entwickelt haben, hätten 
größere Schwierigkeiten, einen weiter gehenden acquis communautaire anzu-
erkennen, als das Verfassungsgericht eines Beitrittslandes, das insoweit vor 
vollendeten Tatsachen steht, an deren Entstehung es keinen Anteil hatte.19 Dies 
würde bedeuten, dass Spanien mit der Akzeptanz des Anwendungsvorrangs 
weniger zurückhaltend gewesen sein müsste als Frankeich und Deutschland. 

Von den späteren Beitrittsländern eignet sich Spanien besonders für einen 
Vergleich, da es mit dem Tribunal Constitucional über eine Institution verfügt, 
welche dem Bundesverfassungsgericht in Deutschland sowie dem Conseil 

                                                 
15 Siehe nur Mayer, Kompetenzüberschreitung und Letztentscheidung; Oeter, Rechtspre-

chungskonkurrenz, VVDStRL 66, S. 366 ff.; Schwarze, Das „Kooperationsverhältnis“ des 
Bundesverfassungsgerichts mit dem Europäischen Gerichtshof, in: Badura/Dreier (Hrsg.), 
50 Jahre BVerfG, S. 223–243; Isensee, Vorrang des Europarechts und deutsche Verfas-
sungsvorbehalte, in: FS Stern; Pernice, Verhältnis europäischer zu nationalen Gerichten, 
WHI Paper 5/07; Proelß, Bundesverfassungsgericht und überstaatliche Gerichtsbarkeit. 

16 Vgl. insoweit nur die Rspr. des EuGH zum acte clair in der Vorlagepflicht (dazu Hal-
tern, Europarecht, S. 232, Rdnr. 427) sowie Bast, Jürgen, in: von Bogdandy (Hrsg.), Euro-
päisches Verfassungsrecht, S. 493: „der Einfluss des französischen Verwaltungsrechts hat 
den Vertragstext insgesamt tief geprägt“; Becker, Einfluss des französischen Verwaltungs-
rechts, S. 55 ff.; Annacker, Inexistenz als Angriffs- und Verteidigungsmittel, EuZW 1995, 
S. 755. 

17 Scheffler, das französische Verfassungsverständnis, ZaöRV (67) 2007, S. 44; Alter, Es-
tablishing the Supremacy of European Law, S. 124: “Of the original member states, French 
national courts had the hardest time embracing the ECJ’s supremacy doctrine”. 

18 Beschluss vom 22.10.1986 - 2 BvR 197/83 - BVerfGE 73, 339 (Solange II). 
19 Grabenwarter, Christoph, in: von Bogdandy (Hrsg.), Europäisches Verfassungsrecht, 

S. 171. 
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Constitutionnel in Frankreich grundsätzlich vergleichbar ist.20 Zudem entstand 
die spanische – ebenso wie die deutsche – Verfassung als Reaktion auf ein 
diktatorisches System mit dem Ziel, alle Akte öffentlicher Gewalt der gericht-
lichen Überprüfung am Maßstab der Verfassung zu unterwerfen.21 Diese Rolle 
der Verfassungsgerichte könnte Anlass dafür sein, die Integration besonders 
kritisch zu begleiten. Daneben steht Spanien in der Statistik des IT-Tools 
CHAP22 an zweiter Stelle derjenigen Staaten, in denen die meisten Beschwer-
den von Bürgern über die Anwendung des Unionsrechts eingehen (11,4%). 
Dies lässt vermuten, dass noch Defizite in der Anwendung bestehen und die 
kritische Nachfrage durch die Bevölkerung hoch ist, was die Untersuchung der 
Haltung der Gerichte sehr interessant macht. Vor Spanien liegt in dieser Sta-
tistik nur Italien, das jedoch ebenfalls Gründungsmitglied war und bereits Ge-
genstand zahlreicher Vergleiche gewesen ist.23 

Wenn die Anerkennung des Anwendungsvorrangs untersucht werden soll, 
dann muss zunächst geklärt sein, wie weit dieses Vorrangprinzip reicht und 
welche Pflichten es den Mitgliedstaaten im Einzelnen auferlegt. Da der Vor-
rang richterrechtlich vom EuGH entwickelt worden ist, wird zunächst dessen 
Rechtsprechung skizziert. Nach einer rechtlichen Einordnung und Würdigung 
der entsprechenden Urteilspassagen ist auf die argumentativen und vertragli-
chen Grundlagen des EuGH einzugehen. Anschließend wird die praktische Re-
levanz und Reichweite des Anwendungsvorrangs genauer untersucht. Aller-
dings wird nicht der mögliche Vorrang des Unionsrechts als Gegenbegriff zum 
Gemeinschaftsrecht thematisiert, sondern der Begriff ,Unionsrechtʻ stellvertre-
tend für das frühere Gemeinschaftsrecht und das heutige Unionsrecht mit 
Durchgriffswirkung verwandt, ohne dass hiervon das Unionsrecht mit inter-
gouvernementalem Charakter erfasst wäre. Bevor die Drei-Säulen-Struktur der 
EU aufgelöst wurde, stand der vergemeinschaftete Rechtsbereich der Europäi-
schen Gemeinschaft (EG) den beiden intergouvernementalen Säulen der GASP 

                                                 
20 Bei allen drei Spruchkörpern handelt es sich um sog. konzentrierte Verfassungsge-

richtsbarkeiten, worauf sogleich zurückzukommen ist. 
21 Ausführlich zur geschichtlichen Entwicklung der spanischen Verfassung auf S. 260 ff. 

sowie zu der gegenseitigen Beeinflussung der Verfassungen Truyol y Serra, Bonner Grund-
gesetz und spanische Verfassung, in: Stern (Hrsg.), 40 Jahre GG, S. 236, 240. 

22 Complaint handling/Accueil des plaignants, IT-Tool, das der Registrierung und Be-
handlung von Beschwerden und Anfragen von europäischen Bürgern zur Anwendung des 
EU-Rechts durch die Mitgliedstaaten dient, 28. Jahresbericht der Kommission über die Kon-
trolle der Anwendung des EU-Rechts vom 29.9.2011, KOM(2011) 588 endgültig, S. 8 unter 
Punkt 3.2. 

23 Siehe nur Rodríguez Iglesias, Tribunales Constitucionales y derecho comunitario, 
S. 1175–2000; Molina del Pozo, Manual de derecho de la Comunidad Europea, S. 1339; 
Pérez Tremps, Constitución española y Comunidad europea; Mayer, Franz, in: von 
Bogdandy (Hrsg.) Europäisches Verfassungsrecht, S. 565, 578 ff. 
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und der PJZS gegenüber.24 Allein der Vorrang derjenigen Rechtsakte, die im 
Bereich der ehemals Ersten Säule der EG ergangen sind, wird im Folgenden 
Berücksichtigung finden. Mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon wurde 
die EU Rechtsnachfolgerin der EG.25 Damit wird auch begrifflich vom ehema-
ligen Gemeinschaftsrecht nunmehr als Unionsrecht gesprochen. Dies umfasst 
sowohl den Bereich des ehemaligen Gemeinschaftsrechts mit Durchgriffswir-
kung als auch die weiterhin intergouvernemental ausgerichteten Rechtsberei-
che, die bereits zuvor unter den Begriff des Unionsrechts subsumiert wurden. 
Die Besonderheiten der Bereiche der intergouvernementalen Zusammenarbeit 
bleiben im Rahmen dieser Bearbeitung außer Betracht. Im Folgenden soll da-
her unter dem Begriff des Unionsrechts nur derjenige Teil zu verstehen sein, 
der als supranational qualifiziert wird, also das ehemalige Gemeinschafts-
recht.26 

In rechtstheoretischer Hinsicht ist auf die Theorien des Monismus und des 
Dualismus einzugehen, welche den Ausgangspunkt für die Diskussion um den 
Anwendungsvorrang darstellen. Mit der Vorrangrechtsprechung erteilt der 
EuGH einen Rechtsanwendungsbefehl für das Unionsrecht im nationalen 
Rechtsraum. Nur nach der monistischen Theorie ist aber überhaupt denkbar, 
dass ein System seinen eigenen Rechtsanwendungsbefehl autonom auf ein Ge-
biet erstreckt; nach der dualistischen Theorie hingegen wäre der Rechtsanwen-
dungsbefehl ausschließlich im nationalen Recht zu suchen. 

Da eine praktische Wirksamkeit des Anwendungsvorrangs jedoch nur exis-
tieren kann, wenn die nationalen Gerichte der Rechtsprechung des EuGH fol-
gen, wird in einem nächsten Schritt die Rechtsprechungsentwicklung in den 
drei Staaten Deutschland, Frankreich und Spanien untersucht. Hierbei ist zum 
einen auf die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen in den verschiedenen 
Staaten einzugehen, sowie zumindest in Grundzügen auf das jeweilige Staats-
organisationsrecht. Der Begriff des Vorrangs ist ein europarechtlich geprägter 
und als solcher grundsätzlich autonom auszulegen.27 In der Rezeption durch 
die nationalen Gerichte ist jedoch deren Verständnis entscheidend; dieses 
könnte maßgeblich variieren, je nachdem, ob ein Staat beispielsweise födera-
listisch ausgerichtet ist oder nicht. So wird in Deutschland der Begriff des Vor-

                                                 
24 Vgl. insoweit Art. 1 III 1 des Vertrags über die Europäische Union, Konsolidierte Fas-

sung 2002, ABl.EU C 325 vom 24. Dezember 2002, wonach „Grundlage der Union (…) die 
Europäischen Gemeinschaften sind, ergänzt durch die mit diesem Vertrag eingeführten 
Politiken und Formen der Zusammenarbeit“. Zur Säulenstruktur s. Streinz, Europarecht, 
S. 16, Rdnr. 40. 

25 Art. 1 III 3 EUV. 
26 Nur in wörtlichen Zitaten wird der Begriff des Gemeinschaftsrechts beibehalten, im 

Übrigen wird, der Anschaulichkeit halber, einheitlich vom Unionsrecht gesprochen. 
27 Vgl. z.B. EuGH, Rs. 66/85 vom 3.7.1986, Lawrie-Blum, Slg. 1986, S. 2121 ff. 
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rangs gemeinhin assoziiert mit Art. 31 GG („Bundesrecht bricht Landes-
recht“).28 Aus dem föderalistischen Verständnis heraus liegt es nahe, den Vor-
rang i.S.e. Hierarchieregel zu verstehen.29 Möglicherweise unterscheidet sich 
hiervon die Herangehensweise und Auslegungsmethode eines zentralistischen 
Staates.  

Adressaten des Anwendungsvorrangs sind sowohl die mitgliedstaatlichen 
Behörden als auch sämtliche Gerichte.30 Im europäischen Vergleich von größ-
ter Relevanz sind hierbei diejenigen Organe, die für sich in Anspruch nehmen, 
eine letztverbindliche Entscheidung zu treffen, also die Letztentscheidungsor-
gane.31 Konflikte zwischen den übrigen Entscheidungsorganen können in aller 
Regel innerhalb der nationalen Rechtsordnung aufgelöst werden.32 Von beson-
derem Interesse ist daher die Rolle der nationalen Verfassungsgerichte, die je-
denfalls in Bezug auf nationale Fragen letztverbindliche Entscheidungen tref-
fen.33 Ihre Rechtsprechung ist europaweit von großem Einfluss.34 Hierbei han-
delt es sich in allen drei Staaten um sog. ,konzentrierte Verfassungsgerichteʻ.35 
Anders als im amerikanischen Rechtsraum ist die Verwerfung nationaler Nor-
men mithin einem speziellen Gericht zugewiesen.36 Diesem obliegt ausschließ-
lich die Wahrung der nationalen Verfassung, worauf im Hauptteil ausführlich 
einzugehen ist. Gerade der als problematisch identifizierte Bereich der Grund-
rechte sowie der (verfassungsrechtlichen) Integrationsgrenzen insgesamt fällt 
damit  in unterschiedlich starker Ausprägung  in die Zuständigkeit der Ver-
fassungsgerichte. Zwar erfolgen die Kompetenzzuweisungen zwischen den 

                                                 
28 Siehe z.B. die Einordnung als Hierarchienorm bei Jarass/Beljin, Bedeutung von Vor-

rang und Durchführung des EG-Rechts für die nationale Rechtsetzung und Rechtsanwen-
dung, NVwZ 2004, S. 1 und 4. 

29 So im Hinblick auf Art. 31 GG Hahn, Staatszielbestimmungen im integrierten Bundes-
staat, S. 208 f., 241. Allerdings ist auch in Deutschland die Natur des Art. 31 GG nicht un-
streitig, worauf im Hauptteil einzugehen sein wird. 

30 Darauf ist ausführlich zurückzukommen. 
31 Begriff nach Mayer, Kompetenzüberschreitung und Letztentscheidung, S. 1 ff. 
32 Entweder durch Kassation einer untergerichtlichen Entscheidung oder im nicht-judika-

tiven Bereich im äußersten Fall durch Selbsteintritt einer übergeordneten Behörde; s. Mayer, 
Kompetenzüberschreitung und Letztentscheidung, S. 58. 

33 Inwieweit sie darüber hinaus die Kompetenz beanspruchen, letztverbindlich über das 
Unionsrecht zu judizieren, ist Inhalt der jeweiligen nationalen Studien. 

34 Pernice, Verhältnis europäischer zu nationalen Gerichten, WHI Paper 5/07, S. 9. 
35 Im Unterschied zur sog. diffusen Gerichtsbarkeit, die sowohl Verfassungsrecht als 

auch einfaches Recht prüft; Schlaich/Korioth, Das Bundesverfassungsgericht, S. 3, Rdnr. 3; 
Teruel Lozano, El TC ante el principio de primacía del derecho comunitario, Anales de De-
recho 2006, S. 320. 

36 Roux, Contrôle de constitutionnalité, in: Troper/Chagnollaud (Hrsg.), Traité internati-
onal de droit constitutionnel 3, S. 115; die Idee eines konzentrierten Verfassungsgericht geht 
zurück auf Kelsen, Wer soll Hüter der Verfassung sein, S. 12 ff., 50 ff.; Sodan, Staat und 
Verfassungsgerichtsbarkeit, S. 15 ff. 
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verschiedenen Rechtsordnungen regelmäßig komplementär, mit dem Ziel, Kol-
lisionen zu vermeiden, doch entspricht dieser „modellhafte Idealzustand“ 
kaum der Realität.37 Tatsächlich tendieren Kompetenzträger offenbar grund-
sätzlich zur Ausdehnung ihrer Kompetenzen,38 was zumindest für den EuGH 
dadurch begünstigt wird, dass er selbst zu beurteilen hat, wie weit seine Kom-
petenzen reichen.39 Bezüglich der Kompetenzverteilung in föderalen Gebilden 
beschreibt Scharpf die vermeintliche Begünstigung der unteren Ebene durch 
die Beschränkung der Zentralinstanz auf ausdrücklich übertragene Zuständig-
keiten treffend als „Lebenslüge des Föderalismus“.40 In diesem Rahmen stellt 
sich einerseits die Frage, ob die Mitgliedstaaten uneingeschränkt als „Herren 
der Verträge“41 anzuerkennen sind, oder ob dem EuGH weitergehende Kom-
petenzen zukommen. Andererseits ist zu untersuchen, inwieweit die Verfas-
sungsgerichte positiv als letzte nationale Instanz42 die Wahrung des Unions-
rechts gewährleisten (können), indem sie insbesondere Entscheidungen unterer 
Gerichte aufheben. 

Zuletzt werden die Situationen in den drei Staaten gegenübergestellt. Hier-
bei wird die Haltung der Verfassungsgerichte als eher integrationshemmend 
oder -fördernd eingeordnet und der Versuch unternommen, aus den verschie-
denen Standpunkten der Gerichte grundsätzliche Haltungen zu erkennen, die 
zukunftsweisend sein können für künftige europäische Entwicklungen. Die 
Verzahnung des Unionsrechts mit den mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen 
birgt zwangsläufig die Gefahr von Normenkollisionen43 und durch die fort-
schreitende Globalisierung und Vernetzung von Rechtsordnung werden Juris-
diktionskonflikte zwischen Gerichten verschiedener juristischer Ordnungen 
nicht weniger. Gerade im Rahmen der aktuellen Finanzkrise zeigt sich, wie 
unterschiedlich die Standpunkte und Herangehensweisen der einzelnen Mit-
gliedstaaten sind und wie schwer es ist, gemeinsame Lösungen zu finden. 

                                                 
37 Mayer, Kompetenzüberschreitung und Letztentscheidung, S. 58. 
38 Ebda. 
39 Aus Art. 267 AEUV ergibt sich, dass dem EuGH die Auslegungskompetenz bzgl. der 

Kompetenzen europäischer Organe zukommt, was den EuGH selbst als europäisches Organ 
mitumfasst. 

40 Scharpf, Fritz W., Kann es in Europa eine stabile föderale Balance geben?, in: Wilden-
mann (Hrsg.), Staatswerdung Europas?, S. 422: „Den Grund nennt die alte Poker-Regel: 
,You can’t beat something with nothingʻ  was hier heißen soll, dass auch der schwächste 
argumentative Bezug auf nicht näher spezifizierte Residualkompetenzen der Gliedstaaten 
leicht aus dem juristischen […] Felde schlägt“. 

41 Formulierung des BVerfG, Urteil vom 30.6.2009 - 2 BvE 2/08 u.a. - BVerfGE 123, 
267 (Lissabon), Rdnr. 150. 

42 Die Verfassungsgerichte stehen in allen drei Staaten außerhalb des Instanzenzugs, sind 
aber jedenfalls national das letzte Mittel, Rechte geltend zu machen. 

43 Hahn, Staatszielbestimmungen im integrierten Bundesstaat, S. 187. 
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Umso wichtiger erscheint daher eine Analyse des grundsätzlichen Verhältnis-
ses der mitgliedstaatlichen Gerichte zur Rechtsprechung des EuGH. Soweit 
Defizite der nationalen Verfassungsgerichte in Bezug auf die Effektivität des 
Anwendungsvorrangs (fort-)bestehen, werden mögliche Lösungsansätze auf-
gezeigt. Hierbei sind zudem die Entwicklungen der nationalen Rechtsprechung 
untereinander zu vergleichen.  

In Deutschland existiert eine sehr ausgeprägte und differenzierte Rechtspre-
chung des BVerfG zur Frage des Anwendungsvorrangs. Dies eröffnet die Ver-
mutung, dass dem BVerfG eine Art Vorreiterrolle zukommt. Um diese These 
zu überprüfen, wird untersucht, inwieweit eine Wechselwirkung möglicher-
weise nicht nur zwischen dem EuGH und den nationalen Gerichten, sondern 
zwischen letzteren untereinander besteht. Abschließend werden in einem Fazit 
die wichtigsten Thesen zusammengefasst. 



 

Kapitel 2 

Der Anwendungsvorrang in der Rechtsprechung des 
EuGH 

Bereits 1964 entschied der EuGH in der Rs. Costa/E.N.E.L. ausdrücklich, dass 
dem Europarecht innerstaatliches Recht nicht entgegengehalten werden 
könne.1 Zu diesem Zeitpunkt jedenfalls war der Vorrang primärrechtlich nicht 
kodifiziert. Der EuGH hat jedoch von Beginn an dem Unionsrecht inhärente 
allgemeine Rechtsgrundsätze und Prinzipien entwickelt.2  

§ 1 Entwicklung allgemeiner Rechtsgrundsätze und Prinzipien 

Als völkerrechtlicher Vertrag geschlossen, war der EWGV3 nicht darauf ge-
richtet, alle Einzelheiten primärrechtlich zu regeln, sondern in seiner Abstrakt-
heit einer dynamischen Auslegung zugänglich.4 So fehlte es beispielsweise 
lange Zeit an einem Grundrechtskatalog. Inwieweit dies bewusst außen vor ge-
lassen oder vielmehr die Grundrechtsrelevanz schlicht verkannt wurde,5 ist für 
die vorliegende Arbeit nicht von Bedeutung. Entscheidend ist allein, dass im 
Rechtssystem der EU von Beginn an gewisse Lücken6 bestanden, die im Wege 

                                                 
1 Dazu bereits in der Einleitung: EuGH, Rs. 6-64 vom 15.7.1964, Costa/E.N.E.L., 

S. 1270. 
2 Streinz, Bundesverfassungsgerichtlicher Grundrechtsschutz und Europäisches Gemein-

schaftsrecht, S. 47; eine ausführliche Auflistung findet sich auch bei Sauer, Jurisdiktions-
konflikte in Mehrebenensystemen, S. 33, Fn. 89. 

3 Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 25.3.1957, 
BGBl. II 1957, S. 766. 

4 EuGöD, Rs. F 86-09 vom 14.10.2010, W./EK, Rdnr. 46; zu den Voraussetzungen einer 
dynamischen Auslegung von Begriffen (hier: ,Ehegatteʻ) s. EuGH, Rs. C-59/86, Niederlän-
discher Staat/A.F.Reed, vom 17.4.1986, Slg. 1986, S. 1283, Rdnr. 10; zu den Grenzen der 
dynamischen Auslegung s. Bleckmann, Europarecht, S. 207, Rdnr. 555 f. 

5 So z.B. Streinz, Bundesverfassungsgerichtlicher Grundrechtsschutz und Europäisches 
Gemeinschaftsrecht, S. 48; Pescatore, Schutz der Grundrechte in den Europäischen Gemein-
schaften und seine Lücken, in: Mosler/Bernhardt/Hilf (Hrsg.), Grundrechtsschutz in Europa, 
S. 64; angedeutet auch bzgl. der Funktion des EuGH von Ipsen, Europäisches Gemein-
schaftsrecht in Einzelstudien, S. 192 und im Einzelnen S. 202 ff. 

6 Beispielsweise fehlten und fehlen Regeln des allgemeinen Verwaltungsrechts, s. Bleck-
mann, Europarecht, S. 216, Rdnr. 579, 611, vertiefend Rdnr. 1313 ff.; Roland Bieber nennt 
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der Rechtsfortbildung durch den EuGH im Sinne der gemeinsamen europäi-
schen Verfassungstraditionen geschlossen werden mussten.7 Diesem kommt 
gemäß Art. 19 EUV die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwen-
dung der Verträge zu. Allerdings begründet Art. 19 EUV keine umfassende 
Zuständigkeit des EuGH für alle das Unionsrecht betreffenden Fragen. Viel-
mehr ist das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung aus Art. 13 II 1, Art. 5 
I, II EUV zu berücksichtigen. An dieses Prinzip ist der EuGH als Organ der 
EU gebunden. Er kann folglich die Reichweite von bestehenden Kompetenzen 
bestimmen, nicht aber neue Kompetenzen begründen, wobei die Grenze häufig 
fließend ist.8 

Die Figur der allgemeinen Rechtsgrundsätze ist aus dem allgemeinen Völ-
kerrecht bekannt9 und war von Beginn an in den Verträgen verankert.10 Allge-
meine Rechtsgrundsätze sind nach Art. 340 AEUV solche, die den Rechtsord-
nungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind. Das Primärrecht verlangt mithin 
einen Vergleich der Rechtsordnungen der verschiedenen Mitgliedstaaten. Auf 
die damit verbundenen Schwierigkeiten wie das Sprachenproblem sowie Kul-
tur- und Traditionsunterschiede weist Mayer zutreffend hin, wenn er zu dem 
Schluss gelangt, dass allein der EuGH als Institution in der Lage sei, die aus 
diesen Schwierigkeiten resultierenden Unsicherheiten zu minimieren.11 

Darüber hinaus geht der EuGH davon aus, dass beispielsweise die Unions-
grundrechte zwar von den Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ge-

                                                 
die Natur der Verträge „skelettartig“, in: Wildenmann (Hrsg.), Staatswerdung Europas?, 
S. 405. 

7 So war aufgrund der Regelung des Verhältnisses der EU auch zu Individuen u.a. die 
Bindung an Rechtsstaatsprinzipien erforderlich. 

8 Pechstein, EU-Prozessrecht, S. 6, Rdnr. 10; Hillgruber, Spielräume und Grenzen des 
EuGH, in: Behrens/Eger/Schäfer (Hrsg.), Ökonomische Analyse des Europarechts, S. 6; dies 
gilt insb., da der EuGH zuständig ist, die Einhaltung des Unionsrechts durch die Organe der 
EU zu prüfen  also auch durch sich selbst. Zur grundsätzlichen Zulässigkeit der Rechtsfort-
bildung durch den EuGH s. BVerfG, Beschluss vom 8.4.1987 - 2 BvR 687/85 - BVerfGE 
75, 223 (Kloppenburg), Rdnr. 60: „Zwar ist dem Gerichtshof keine Befugnis übertragen wor-
den, auf diesem Wege Gemeinschaftskompetenzen beliebig zu erweitern; ebenso wenig aber 
können Zweifel daran bestehen, daß die Mitgliedstaaten die Gemeinschaft mit einem Gericht 
ausstatten wollten, dem Rechtsfindungswege offenstehen sollten, wie sie in jahrhundertelan-
ger gemeineuropäischer Rechtsüberlieferung und Rechtskultur ausgeformt worden sind“. 

9 Art. 38 IGH-Statut; dazu ausführlich Meessen, Zur Theorie allgemeiner Rechtsgrund-
sätze des internationalen Rechts. Der Nachweis allgemeiner Rechtsgrundsätze des Europäi-
schen Gemeinschaftsrechts, JIR (17) 1974. 

10 Insb. für die außervertragliche Haftung der Union, geregelt in Art. 340 AEUV, zuvor 
Art. 288 EGV bzw. Art. 215 E(W)GV. 

11 Mayer, Kompetenzüberschreitung und Letztentscheidung, S. 13. 
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tragen seien, sich aber zugleich in Struktur und Ziele der Union einfügen müss-
ten.12 Ob sich eine Regelung in Struktur und Ziele einfügt, kann aufgrund sei-
nes Auslegungsmonopols13 allein der EuGH feststellen. Entsprechend seiner 
Rolle „als ,Hüterʻ der Verfassungsentwicklung der EU“14 (und zu gewissen 
Teilen auch „Motor der Integration“)15 ist der EuGH befugt, im Wege der 
Rechtsvergleichung allgemeine Rechtsgrundsätze als Bestandteil des (unge-
schriebenen) Primärrechts anzuerkennen.16 Dieser Aufgabe kam der EuGH von 
Anfang an aktiv nach und entwickelte insbesondere Verfahrensgrundrechte17 
sowie rechtsstaatliche Grundsätze des allgemeinen Verwaltungsrechts auf eu-
ropäischer Ebene.18 Damit wurde die Grundlage geschaffen, die Unionsorgane 
an gewisse Grundsätze zu binden. Von Beginn an bestand die Aufgabe des 
EuGH mithin zu großen Teilen in der Rechtsvergleichung zu Zwecken der 
Auslegung und Anwendung des Unionsrechts.19 Neben den allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen entwickelte der EuGH ebenso im Wege der Vertragsausle-
gung „Prinzipien, die den Verträgen immanent sind“.20 Zwei besonders bedeu-
tende Prinzipien sind die unmittelbare Anwendbarkeit und der Vorrang des 
Unionsrechts vor dem nationalen Recht. 

Das Prinzip der unmittelbaren Anwendbarkeit besagt, dass Unionsrecht ne-
ben den Unionsorganen und den Mitgliedstaaten auch den Unionsbürgern un-
mittelbar Rechte verleiht und Pflichten auferlegt.21 In der Literatur wird weiter 
unterschieden zwischen der unmittelbaren Geltung, die einem Rechtsakt zu-
kommt, der keiner weiteren Transformation mehr bedarf, und der unmittelba-
ren Anwendbarkeit, welche in normstruktureller Weise hinterfragt, ob die 

                                                 
12 EuGH, Rs. 11/70 vom 17.12.1970, Internationale Handelsgesellschaft, Slg. 1970, 

S. 1125, Rdnr. 4; Streinz, Bundesverfassungsgerichtlicher Grundrechtsschutz und Europäi-
sches Gemeinschaftsrecht, S. 49. 

13 Vgl. Art. 267 AEUV. 
14 Oeter, Rechtsprechungskonkurrenz, VVDStRL 66, S. 363. 
15 Streinz, Europarecht, S. 224, Rdnr. 610. 
16 Sauer, Jurisdiktionskonflikte in Mehrebenensystemen, S. 34, Fn. 90. 
17 Z.B. fallen hierunter das Recht auf rechtliches Gehör, ne bis in idem. Meessen, Zur 

Theorie allgemeiner Rechtsgrundsätze des internationalen Rechts. Der Nachweis allgemei-
ner Rechtsgrundsätze des Europäischen Gemeinschaftsrechts, JIR (17) 1974, S. 285. 

18 Gesetzesmäßigkeit der Verwaltung; Prinzip der Rechtssicherheit; Vertrauensschutz; 
Prinzip der Verhältnismäßigkeit; s. hierzu ausführlich Streinz, Bundesverfassungs-gerichtli-
cher Grundrechtsschutz und europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 47 und Bleckmann, Euro-
parecht, S. 215 ff., Rdnr. 572 ff.; weitere Nachweise bei Meessen, Zur Theorie allgemeiner 
Rechtsgrundsätze des internationalen Rechts. Der Nachweis allgemeiner Rechtsgrundsätze 
des Europäischen Gemeinschaftsrechts, JIR (17) 1974, S. 285. 

19 Vgl. Art. 220, 292 EGV, die heute im Wesentlichen Art. 19 EUV, Art. 344 AEUV ent-
sprechen. 

20 Hinsichtlich der unmittelbaren Anwendbarkeit zuletzt EuGH, Rs. C-109/09 vom 
10.3.2011, Deutsche Lufthansa, Slg. 2011, S. I-1309, Rdnr. 53. 

21 Bleckmann, Europarecht, S. 406, Rdnr. 1152. 
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Norm ausreichend konkretisiert ist, um dem Einzelnen ohne weiteres Rechte 
und Pflichten zu verleihen.22 Beide finden ihren Ursprung in der Entscheidung 
van Gend en Loos23 aus dem Jahre 1963. Auch hier lässt sich eine solche Dif-
ferenzierung ausmachen. Zunächst stellte der EuGH darauf ab, dass der Ver-
trag Einzelnen auch dann Rechte verleihen kann, wenn er dies nicht ausdrück-
lich bestimmt, sondern nur Verpflichtungen für die Mitgliedstaaten, bzw. die 
Europäischen Organe begründet (unmittelbare Anwendbarkeit).24 Sodann 
folgte die Feststellung, dass diese Verpflichtung durch keinen Vorbehalt der 
Staaten eingeschränkt sei, der ihre Erfüllung von einem internen Rechtset-
zungsakt abhängig machte (unmittelbare Geltung).25 Beide Prinzipien stehen 
in engem systematischem Zusammenhang zum Vorrang des Unionsrechts.26 
Kommt einer Norm keine unmittelbare Geltung in einem Mitgliedstaat zu, so 
stellt sich die Frage nach deren Vorrang nicht.27 Ob daneben die unmittelbare 
Anwendbarkeit der europäischen Norm Voraussetzung für das Eingreifen des 
Vorrangs ist, wird zu untersuchen sein. Jedenfalls aber erhöht die Anerkennung 
der unmittelbaren Anwendbarkeit die praktische Relevanz des Vorrangs. Ent-
sprechend dem Prinzip ,wo kein Kläger, da kein Richterʻ wäre die Bedeutung 
der Vorrangfrage ohne vorherige Anerkennung der unmittelbaren Anwendbar-
keit sehr viel geringer. Nur wenn der Einzelne sich auf Normen des Unions-
rechts auch berufen kann, ist es für ihn von Bedeutung, welche Norm im Kol-
lisionsfall vorgeht. 

Das Vorrangprinzip wiederum besagt, dass alles entgegenstehende natio-
nale Recht außer Acht gelassen werden muss.28 In welchen Etappen der EuGH 
die Entscheidung der Vorrangfrage vornahm, soll im Folgenden dargestellt 

                                                 
22 Haltern, Europarecht, S. 314, Rdnr. 601; Wyatt/Dashwood, European Union Law, 

S. 60 f. 
23 EuGH, Rs. 26-62 vom 5.2.1963, van Gend en Loos, Slg. 1963, S. 25; der EuGH trennt 

indes nicht immer sauber zwischen beiden Begriffen; hierzu Schütz/Bruha/König, Casebook 
Europarecht, S. 72. 

24 EuGH, Rs. 26-62 vom 5.2.1963, van Gend en Loos, Slg. 1963, S. 25. 
25 Zu den Begriffen auch Schütz/Bruha/König, Casebook Europarecht, S. 72 ff. 
26 Fernández Segado, La justicia constitucional, S. 1203: “La primacía del derecho 

comunitario dimana de modo inmediato de su proprio efecto directo”; beide dienen dazu, die 
Effektivität des Unionsrechts zu sichern, Sáenz de Santa María/González Vega/Fernández 
Pérez, Introducción al derecho de la Unión Europea, S. 458; dazu auch Scheffler, das 
französische Verfassungsverständnis, ZaöRV (67) 2007, S. 54. 

27 Die unmittelbare Geltung unterscheidet das Unionsrecht grundlegend von herkömmli-
chen völkerrechtlichen Verträgen, deren innerstaatliche Geltung nach der dualistischen Auf-
fassung immer eines Rechtsanwendungsbefehls bedarf: Solange ein solcher nicht vorliegt, 
stellt sich die Frage des Vorrangs nicht, da es bereits an zwei kollidierenden Normen fehlt, 
die gleichzeitig Geltung beanspruchen. 

28 Damit wird verhindert, dass sich die unmittelbar anwendbaren Normen des Unions-
rechts am Fuße der nationalen Normenpyramide wiederfinden; Scheffler, das französische 
Verfassungsverständnis, ZaöRV (67) 2007, S. 54. 
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werden. Im Anschluss an den Rechtsprechungsüberblick ist eine Einordnung 
und rechtliche Würdigung der Entscheidungen vorzunehmen. 

§ 2 Rechtsprechungsüberblick 

A. EWG-Vertrag als eigene Rechtsordnung mit echten Hoheitsrechten 

Erstmals ausdrücklich29 formuliert hat der EuGH den Vorrang in der Rs. 
Costa/E.N.E.L. von 1964: 

„Zum Unterschied von gewöhnlichen internationalen Verträgen hat der EWG-Vertrag eine 
eigene Rechtsordnung geschaffen, die bei seinem Inkrafttreten in die Rechtsordnung der 
Mitgliedstaaten aufgenommen worden und von ihren Gerichten anzuwenden ist. Denn durch 
die Gründung einer Gemeinschaft für unbegrenzte Zeit; die mit eigenen Organen, mit der 
Rechts- und Geschäftsfähigkeit, mit internationaler Handlungsfähigkeit und insbesondere 
mit echten, aus der Beschränkung der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten oder der Übertra-
gung von Hoheitsrechten der Mitgliedstaaten auf die Gemeinschaft herrührenden Hoheits-
rechten ausgestattet ist, haben die Mitgliedstaaten, wenn auch auf einem begrenzten Gebiet, 
ihre Souveränitätsrechte beschränkt und so einen Rechtskörper geschaffen, der für ihre An-
gehörigen und sie selbst verbindlich ist.“30 

Daraus folgt, „dass es den Staaten unmöglich ist, gegen eine von ihnen auf der Grundlage 
der Gegenseitigkeit angenommene Rechtsordnung nachträgliche einseitige Maßnahmen ins 
Feld zu führen. Solche Maßnahmen stehen der Anwendbarkeit der Gemeinschaftsrechtsord-
nung daher nicht entgegen.“31 

Der EuGH stellte hiermit grundlegend darauf ab, dass der EWG-Vertrag von 
gewöhnlichen internationalen Verträgen zu unterscheiden sei. Dies hat folgen-
den Hintergrund: Wenn Einzelne sich auf den Vertrag berufen können, dann 
bestehen grundsätzlich zwei anwendbare Rechtsordnungen. Sofern das Uni-
onsrecht vom nationalen Recht abweichende Regelungen trifft, bedarf es für 
den Normadressaten einer Regelung, in welchem Fall welche Rechtsordnung 
vorrangig anzuwenden ist. Handelte es sich beim EWG-Vertrag um einen ,ge-
wöhnlichenʻ völkerrechtlichen Vertrag, richtete sich dies nach den allgemeinen 

                                                 
29 Implizit klang der Vorrang bereits in der Rs. van Gend en Loos an, in welcher es hie-

rauf im Ergebnis jedoch nicht ankam, da das niederländische Recht dem internationalen 
Recht ohnehin den Vorrang einräumt; s. Haltern, Europarecht, S. 328, Rdnr. 643 ff. und 
S. 437, Rdnr. 913 ff.; auch in der Rs. 6/60 vom 16.12.1960, Humblet, Slg. 1960, S. 1163, 
wurde die Vorrangfrage angedeutet, aber nicht ausdrücklich entschieden, s. Ipsen, Europäi-
sches Gemeinschaftsrecht, S. 296, Rdnr. 71. 

30 EuGH, Rs. 6-64 vom 15.7.1964, Costa/E.N.E.L., Slg. 1964, S. 1269; Hervorhebungen 
durch die Verfasserin. 

31 EuGH, Rs. 6-64 vom 15.7.1964, Costa/E.N.E.L., Slg. 1964, S. 1269. 
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Regeln, ohne Raum für eine Sonderform. Dahingegen betonte der EuGH ge-
rade die Eigenart des Unionsrechts gegenüber gewöhnlichen internationalen 
Verträgen.32 

Schließlich formulierte der EuGH den eigentlichen Vorrang. Die Wirkung 
des Primärrechts dürfe nicht dadurch unterlaufen werden, dass die Mitglied-
staaten nachträglich entgegenstehende Maßnahmen erließen (,Primärrecht geht 
nachträglichen nationalen Maßnahmen vorʻ). Offensichtlich hatte der EuGH 
hierbei das einfache nationale Recht vor Augen, welches nachträglich erlassen 
wird und im Widerspruch zum Primärrecht steht. Denn die Verfassungen sind 
einerseits älter als die Verträge, andererseits aber zudem Ausdruck der Ver-
fasstheit eines Staates, die nicht einfach geändert wird, um die Geltung des 
Unionsrechts zu vereiteln. Es handelte sich mithin zunächst um eine Absage 
an die lex posterior derogat legi priori-Regel im Hinblick auf das europäische 
Primärrecht. 

Weiterhin führte der EuGH in Bezug auf Verordnungen – also Sekundär-
maßnahmen, die bereits nach dem Vertragstext verbindlich und unmittelbar 
anwendbar sind33 – im selben Urteil aus: 

„Aus alledem folgt, dass dem vom Vertrag geschaffenen, somit aus einer autonomen Rechts-
quelle fließenden Recht wegen dieser seiner Eigenständigkeit keine wie immer gearteten 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgehen können, wenn ihm nicht sein Charakter als Ge-
meinschaftsrecht aberkannt und wenn nicht die Rechtsgrundlage der Gemeinschaft selbst in 
Frage gestellt werden soll.“34 

Recht, welches vom Vertrag geschaffen wird, weil ersterer seine Rechtsgrund-
lage darstellt, kann nur Sekundärrecht sein (,Auch Sekundärrecht geht nach-
träglichen nationalen Maßnahmen vorʻ). Aus der Wendung der wie immer ge-
arteten innerstaatlichen Rechtsvorschriften könnte man bereits den Verweis 
auf das Verfassungsrecht sehen. Aufgrund des Konfliktpotenzials, welches der 
Beziehung des Unionsrechts zum nationalen Verfassungsrecht innewohnt, ist 
davon auszugehen, dass der EuGH den Vorrang auch vor Verfassungsrecht 
nicht ausdrücklich statuieren wollte, solange es im Fall nicht darauf ankam. 
Der Verweis auf die wie immer gearteten innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
ebnet allerdings in bedeutendem Maße den Weg für die Folgerechtsprechung. 

Zudem wurde der Vorrang noch nicht gegenüber früherem nationalem Recht 
beansprucht. Zwar findet sich im letztgenannten Zitat35 hinsichtlich des Sekun-
därrechts keine Beschränkung in zeitlicher Hinsicht, doch ist nicht ersichtlich, 
weshalb Primärrecht (dem alle Mitgliedstaaten zugestimmt haben) nur nach-

                                                 
32 Weiterhin konkretisierte der EuGH, dass die EU über echte Hoheitsrechte verfüge, wo-

rauf unten einzugehen sein wird, siehe S. 28 f. 
33 Vgl. insoweit Art. 288 AEUV, bzw. die Vorgängernorm Art. 215 E(W)GV. 
34 EuGH, Rs. 6-64 vom 15.7.1964, Costa/E.N.E.L., Slg. 1964, S. 1270. 
35 Siehe Fn. 34. 
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träglich erlassenem nationalem Recht vorgehen sollte, während diese Ein-
schränkung für das Sekundärrecht nicht gilt. Aus dem systematischen Zusam-
menhang ergibt sich daher, dass der EuGH in der Rs. Costa/E.N.E.L. (zu-
nächst) nur zu dem Schluss gelangte, dass Unionsrecht – und zwar sowohl Pri-
mär- als auch Sekundärrecht – solchem nationalen einfachen Recht vorgeht, 
das später erlassen wurde. 

B. Vorrang auch gegenüber früherem nationalen Recht 

Eine deutlichere Formulierung bezüglich der zeitlichen Komponente fand sich 
sodann in der Rs. Walt Wilhelm von 1969: 

„Es würde dem Wesen dieser Rechtsordnung widersprechen, wenn es den Mitgliedstaaten 
gestattet wäre, Maßnahmen zu ergreifen oder aufrechtzuerhalten, welche die praktische 
Wirksamkeit des Vertrages beeinträchtigen könnten. Die Geltungskraft des Vertrags und der 
zu seiner Anwendung getroffenen Maßnahmen darf nicht von Staat zu Staat aufgrund natio-
naler Rechtsakte verschieden sein.“36  

„Normenkonflikte (…) sind (…) nach dem Grundsatz des Vorrangs des Gemeinschafts-
rechts zu lösen.“37 

In dieser Rechtssache benannte der EuGH erstmals ausdrücklich den Grundsatz 
des Vorrangs. Er verwies hierbei explizit auf das Primärrecht („des Vertrags“) 
wie auch auf das Sekundärrecht („zu seiner Anwendung getroffenen Maßnah-
men“) und verdeutlichte gegenüber der Costa-Rechtsprechung, dass es ebenso 
unzulässig sei, wenn Mitgliedstaaten Maßnahmen aufrechterhielten, welche 
die praktische Wirksamkeit des Vertrages beeinträchtigen könnten. Spätestens 
mit dieser Rechtssache war daher eindeutig, dass auch zeitlich früher ergange-
nes nationales Recht dem Unionsrecht nicht entgegengehalten werden kann.38 
Nach wie vor ging es jedoch allein um den Vorrang vor einfachem nationalen 
Recht, welcher heute nicht mehr ernstlich umstritten ist39 und daher in der fol-
genden Darstellung nicht weiter vertieft werden soll. 

                                                 
36 EuGH, Rs. 14/68 vom 13.2.1969, Walt Wilhelm/Bundeskartellamt, Slg. 1969, S. 1, 

Rdnr. 6; Hervorhebung durch die Verfasserin. 
37 EuGH, Rs. 14/68 vom 13.2.1969, Walt Wilhelm/Bundeskartellamt, Slg. 1969, S. 1, 

Rdnr. 6. 
38 So seitdem die ständige Rspr.; vgl. nur EuGH, Rs. 43-71 vom 14.12.1971, Politi, 

Slg. 1971, S. 1039, Rdnr. 9 und EuGH, Rs. 84-71 vom 7.3.1972, Marinex, Slg. 1972, S. 89, 
Rdnr. 5 mit ausdrücklichem Hinweis, dass Verordnungen auch späteren Gesetzen vorgehen. 

39 Aus der Literatur: Streinz, Europarecht, S. 73, Rdnr. 203; Huber, Recht der Europäi-
schen Integration, S. 149, Rdnr. 3, Grabenwarter, Christoph, in: von Bogdandy (Hrsg.), Eu-
ropäisches Verfassungsrecht, S. 123; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, S. 149, 
Rdnr. 14 ff.; Dauses, Gutachten D zum 60. Deutschen Juristentag, S. 40 f. Aus der Recht-
sprechung: Urteil vom 30.6.2009 - 2 BvE 2/08 u.a. - BVerfGE 123, 267 (Lissabon), 
Rdnr. 333, 335; RTC\2004\256 de 13 diciembre 2004 (Verfassungsvertrag), S. 8 ff. – dort 
wurde allein die Frage problematisiert, ob der Vorrang des Europarechts i.S.e. Hierarchiere-
gel zu verstehen sei und daher mit der vorrangigen Geltung der spanischen Verfassung in 
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C. Vorrang vor nationalem Verfassungsrecht 

Zu Kontroversen führte erst die folgende Entscheidung des EuGH in der Rs. In-
ternationale Handelsgesellschaft im Jahre 1970: 

„Die einheitliche Geltung des Gemeinschaftsrechts würde beeinträchtigt, wenn bei der Ent-
scheidung über die Gültigkeit von Handlungen der Gemeinschaftsorgane Normen oder 
Grundsätze des nationalen Rechts herangezogen würden. […] Daher kann es die Gültigkeit 
einer Gemeinschaftshandlung oder deren Geltung in einem Mitgliedstaat nicht berühren, 
wenn geltend gemacht wird, die Grundrechte in der ihnen von der Verfassung dieses Staates 
gegebenen Gestalt oder die Strukturprinzipien der nationalen Verfassung seien verletzt.“40 

Hiermit beanspruchte der EuGH erstmals ausdrücklich den Vorrang des Uni-
onsrechts vor den nationalen Verfassungen. Zwar verwies er im Folgenden da-
rauf, dass zu prüfen sei, ob eine entsprechende unionsrechtliche Garantie ver-
kannt wurde; die nationalen Grundrechte selbst41 könnten dem Unionsrecht je-
doch nicht entgegengehalten werden.42 

Vor dem Hintergrund, dass zu diesem Zeitpunkt kein geschriebener Grund-
rechtskatalog auf Seiten der EU bestand, stellte dies eine sehr weitgehende 
Forderung seitens des EuGH dar, die im Folgenden auf Widerstand der natio-
nalen Verfassungsgerichte stoßen sollte. Dies wird in den jeweiligen Teilen 
näher zu analysieren sein. Für die vorliegende Darstellung mag es genügen 
festzuhalten, dass der EuGH seit dieser Rechtssache ausdrücklich den Vorrang 
vor nationalem Verfassungsrecht in Anspruch nimmt. Nicht deutlich wurde da-
gegen, ob es sich um einen Gültigkeitsvorrang oder nur einen Anwendungs-
vorrang handeln sollte. Die bisher zitierte Rechtsprechung ließ insoweit beide 
Deutungen zu. 

D. Geltungsvorrang? 

In der Rs. Simmenthal führte der EuGH aus, dass 

„nach dem Grundsatz des Vorrangs des Gemeinschaftsrechts die Vertragsbestimmungen und 
die unmittelbar geltenden Rechtsakte der Gemeinschaftsorgane in ihrem Verhältnis zum in-
ternen Recht der Mitgliedstaaten nicht nur zur Folge [haben], dass allein durch ihr Inkraft-
treten jede entgegenstehende Bestimmung des geltenden staatlichen Rechts ohne weiteres 

                                                 
Konflikt gerate; die vorrangige Anwendbarkeit des Unionsrechts vor einfachem Recht wurde 
dagegen als unproblematisch vorausgesetzt. 

40 EuGH, Rs. 11/70 vom 17.12.1970, Internationale Handelsgesellschaft, Slg. 1970, 
S. 1125, Rdnr. 3. 

41 In ihrer Auslegung durch die nationalen Verfassungsgerichte. 
42 EuGH, Rs. 11/70 vom 17.12.1970, Internationale Handelsgesellschaft, Slg. 1970, 

S. 1125, Rdnr. 4: „Es ist jedoch zu prüfen, ob nicht eine entsprechende gemeinschaftsrecht-
liche Garantie verkannt worden ist; denn die Beachtung der Grundrechte gehört zu den all-
gemeinen Rechtsgrundsätzen, deren Wahrung der Gerichtshof zu sichern hat“. 



 § 2 Rechtsprechungsüberblick 17 

unanwendbar wird, sondern auch (…), dass ein wirksames Zustandekommen neuer staatli-
cher Gesetzgebungsakte insoweit verhindert wird, als diese mit Gemeinschaftsnormen un-
vereinbar wären.“43 

Dieser Wortlaut legt zunächst eine Auslegung als Geltungsvorrang nahe. Dem-
nach wäre nationales Recht unwirksam, soweit Unionsrecht entgegensteht. Da-
mit wäre der Vorrang als Hierarchieregel einzustufen und nicht als bloße Kol-
lisionsnorm.44 Gleichzeitig findet sich im selben Urteil die Aussage, dass jeder 
zuständige 

„staatliche Richter verpflichtet ist, das Gemeinschaftsrecht uneingeschränkt anzuwenden 
und die Rechte, die es den Einzelnen verleiht, zu schützen, indem er jede möglicherweise 
entgegenstehende Bestimmung des nationalen Rechts, gleichgültig, ob sie früher oder später 
als die Gemeinschaftsnorm ergangen ist, unangewendet lässt“.45 

Diese Formulierung der Nichtanwendung wiederum legt eine Interpretation als 
Auslegungsvorrang nahe. Auch in den Folgeurteilen wurde ein Geltungsvor-
rang nicht ausdrücklich verlangt und der Anwendungsvorrang schließlich in 
ständiger Rechtsprechung46 bestätigt: 

E. Einordnung als Anwendungsvorrang 

In der Rs. IN.CO.GE stellte der EuGH klar, dass 

„[e]ntgegen dem Vorbringen der Kommission (…) aus dem Urteil Simmenthal nicht herge-
leitet werden [kann], daß die Unvereinbarkeit einer später ergangenen Vorschrift des inner-
staatlichen Rechts mit dem Gemeinschaftsrecht dazu führt, daß diese Vorschrift inexistent 
ist.“47 

Dem Unionsrecht kommt folglich ein Anwendungsvorrang zu. Demnach wird 
das nationale Recht, soweit Widersprüche bestehen, vom Unionsrecht überla-
gert und verdrängt, ohne seine Wirksamkeit zu verlieren.48 Im Jahre 1999 

                                                 
43 EuGH, Rs. 106/77 vom 9.3.1978, Simmenthal, Slg. 1978, S. 629, Rdnr. 17/18; Hervor-

hebung durch die Verfasserin. 
44 Hierauf ist sogleich zurückzukommen. 
45 EuGH, Rs. 106/77 vom 9.3.1978, Simmenthal, Slg. 1978, S. 629, Rdnr. 21/23; Hervor-

hebung durch die Verfasserin. 
46 EuGH, Gutachten 1/1991 vom 14.12.1991, Europäischer Wirtschaftsraum, Slg. 1991, 

S. I-6079, Rdnr. 21; EuGH, verb. Rs. C-13/91 und C-113/91 vom 4.6.1992, Debus, 
Slg. 1992, S. I-3617, Rdnr. 32; EuGH, Rs. C-158/91 vom 2.8.1993, Levy, Slg. 1993, 
S. I-4287, Rdnr. 9 (In dieser Rs. allerdings: Kein Vorrang vor früher geschlossenen interna-
tionalen Verträgen); EuGH, Rs. C-347/96 vom 5.3.1998, Solred, Slg. 1998, S. I-937, 
Rdnr. 30; EuGH, Rs. C-358/95 vom 13.3.1997, Tommaso Morellato/Unità sanitaria locale, 
Slg. 1997, S. I-1431, Rdnr. 18. 

47 EuGH, verb. Rs. C-10/97 bis C-22/97 vom 22.10.1998, IN.CO.GE, Slg. 1998, 
S. I-6307, Rdnr. 21. 

48 Proelß, Bundesverfassungsgericht und überstaatliche Gerichtsbarkeit, S. 82. 


